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Satzung zur Änderung der Hauptsatzung  
der Landeshauptstadt München
vom 7. August 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt auf Grund von  
Art. 20 a Abs. 1 und 2, Art. 23 und Art. 35 Abs. 1 der Gemein-
deordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der  
Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBI. S. 796, BayRS 
2020-1-1-I), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2016 
(GVBI. S. 335), folgende Satzung:

§ 1

Die Hauptsatzung der Landeshauptstadt München vom 
12.10.2012 (MüABI. S. 334) wird wie folgt geändert:

1.    § 4 wird wie folgt geändert: Absatz 2 Satz 5 erhält  
folgende Fassung: 

„ Die gleiche Regelung gilt für die Teilnahme an den  
Sitzungen

•  einer Stadtratsfraktion (einschließlich der Fraktionsaus-
schüsse und des Fraktionsvorstandes sowie für jährlich 
maximal zwei stattfindende Klausurtagungen von jeweils 
bis zu drei Tagen einschließlich der An- und Abfahrtszei-
ten),

•   einer Ausschussgemeinschaft oder sonstigen  
Gruppierung, die mindestens zwei Mitglieder hat,

•   der Vollversammlung und den Ausschüssen des Baye- 
rischen Städtetages und des Deutschen Städtetages,

•   der satzungsmäßig vorgesehenen Gremien des Rates  
der Gemeinden Europas (RGE),

•  der ständigen Konferenz der Gemeinden und Regionen 
Europas (KGRE) und

•  von Vereinen und Zweckverbänden, wenn das Stadt- 
ratsmitglied durch Stadtratsbeschluss entsandt wurde 
und für die Sitzungsteilnahme nicht ohnehin ein Entgelt 
erhält.”

2.   § 6 erhält folgende Fassung:

„§ 6 Schadensersatz
Mitglieder des ehrenamtlichen Stadtrats, die in Ausübung  
ihres Ehrenamtes einen Sachschaden erleiden, erhalten  
eine Entschädigung nach Maßgabe der jeweils geltenden 
Richtlinien über den Sachschadensersatz bei städtischen  
Bediensteten.
Dabei gelten Dienstgänge als genehmigt, wenn das  
einzelne Stadtratsmitglied bestätigt, dass der Dienstgang  
in Ausübung des Stadtratsmandats erforderlich war.”

3.  Der bisherige § 6 wird zu § 7.

§ 2

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in 
Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 26.07.2017 beschlossen.

München, 7. August 2017 I.V.
  Josef Schmid  
  2. Bürgermeister

 

Satzung zur Änderung der Satzung der Landeshauptstadt 
München über die Zulassung zur Städtischen Fachober-
schule für Wirtschaft, Verwaltung und Rechtspflege
vom 7. August 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund der Art. 23 
und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
22.08.1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13.12.2016 (GVBI. S. 335), in Verbindung 
mit Art. 27 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31.05.2000 (GVBI. S. 414, ber. S. 632, BayRS 
2230-1-1-K), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2016 
(GVBI. S. 371), folgende Satzung: 

§ 1

Die Satzung der Landeshauptstadt München über die Zulas-
sung zur Städtischen Fachoberschule für Wirtschaft, Verwal-
tung und Rechtspflege vom 13.03.2003 (MüABI. S. 75) wird 
wie folgt geändert: 

1.     Die Satzungsbezeichnung wird wie folgt neu formuliert: 
 
„Satzung der Landeshauptstadt München über die Zulas-
sung zur Städtischen Robert-Bosch-Fachoberschule für 
Wirtschaft und Verwaltung und Internationale Wirtschaft”.

 
2.  § 1 wird wie folgt geändert:

a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung:
 
„(1)   Die Städtische Robert-Bosch-Fachoberschule für  

Wirtschaft und Verwaltung und Internationale Wirt-
schaft ist eine Fachoberschule im Sinne des Art. 16 
BayEUG.”

b)  Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3)   Die Schule führt die Ausbildungsrichtung „Wirtschaft-
und Verwaltung" und „Internationale Wirtschaft.”

3.    § 2 wird wie folgt geändert:

a)  Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1)  An der Städtischen Robert-Bosch-Fachoberschule  
für Wirtschaft und Verwaltung und Internationale Wirt-
schaft werden pro Schuljahr eine Vorklasse und 14 
Klassen der 11. Jahrgangsstufe gebildet. Die Anzahl 
der in der jeweiligen Ausbildungsrichtung zu bildenden 
Klassen richtet sich grundsätzlich nach der Anzahl der 
Anmeldungen, wobei maximal 5 Eingangsklassen in 
der Ausbildungsrichtung „Internationale Wirtschaft”  
gebildet werden können. 
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In die Vorklasse werden höchstens 25 Schülerinnen 
und Schüler, in die 11. Jahrgangsstufe höchstens 30 
Schüler-innen und Schüler pro Klasse aufgenommen.”

b)  In Absatz 2 am Ende wird nach dem Wort „wiederholen” 
folgender Halbsatz eingefügt:„, sowie um die Zahl der- 
jenigen Schülerinnen und Schüler, welche die Vorklasse  
erfolgreich absolviert haben”.

c)  In Absatz 3 am Ende werden hinter dem Wort „durchge-
führt” folgende Worte ergänzt:„, das Auswahlverfahren  
für die Vorklasse richtet sich nach § 2a”.

3.   Es wird folgender neuer § 2a eingefügt:

„§ 2a Auswahlverfahren für die Vorklasse

(1)    Zur Durchführung des Auswahlverfahrens werden  
folgende Gruppen gebildet:

 
     –    Schülerinnen und Schüler der Mittlere-Reife-Klassen  

(M-Zug) der Haupt-/Mittelschule sowie aus der Wahl-
pflichtfächergruppe H (H-Zweig) der Wirtschafts-
schule mit Eignungsnachweis über den Notendurch-
schnitt oder Eignungsbestätigung durch ein 
pädagogisches Gutachten (Gruppe 1),

 
     –     Schülerinnen und Schüler aus anderen Schularten  

sowie aus der Wahlpflichtfächergruppe M (M-Zweig)  
der Wirtschaftsschule mit Eignungsnachweis über 
den Notendurchschnitt oder Eignungsbestätigung 
durch ein pädagogisches Gutachten; in begründeten 
Einzelfällen können weitere Bewerberinnen und Be-
werber mit Eignungsnachweis über den Notendurch-
schnitt aufgenommen werden (Gruppe 2).  

(2)  Von den zu vergebenden Plätzen werden 13 Plätze an  
Bewerberinnen und Bewerber der Gruppe 1 und 12 
Plätze an Bewerberinnen und Bewerber der Gruppe  
2 vergeben.

(3)  Melden sich weniger Bewerberinnen und Bewerber in 
einer Gruppe an, als dieser Gruppe prozentual Plätze 
zur Verfügung stehen, so fallen die freien Plätze der an-
deren Gruppe zu.

(4)  Innerhalb der verschiedenen Gruppen werden die Plätze 
nach Notendurchschnitt aus den Fächern Deutsch,  
Englisch Und Mathematik im Zeugnis über den mittleren 
Schulabschluss vergeben. Bei gleichem Notendurch-
schnitt ist der Gesamtnotendurchschnitt des Zeugnisses 
über den mittleren Schulabschluss maßgeblich. Bei  
gleichem Gesamtnotendurchschnitt im Zeugnis des 
mittleren Schulabschlusses entscheidet das Los.”

2.    In § 3 Absatz 3 wird der Satz „Bei Schülerinnen und  
Schülern, welche die 10. Jahrgangsstufe besuchen, ist 
das Zwischenzeugnis der besuchten Schule maßgeblich, 
wobei Verbesserungen im Abschlusszeugnis zu Gunsten 
der Schülerin/des Schülers berücksichtigt werden.”  
gestrichen.

§ 2       

Die Satzung tritt zum 01.08.2017 in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 26.07.2017 beschlossen. 

München, 7. August 2017 I.V.
  Josef Schmid  
  2. Bürgermeister

 

Satzung zur Änderung der Satzung über die Zulassung  
zu den Fachoberschulen für Sozialwesen der Landes-
hauptstadt München
vom 7. August 2017

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund der Art. 23 
und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13.12.2016 (GVBI. S. 335), in Verbindung 
mit Art. 27 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31.05.2000 (GVBI. S. 414, ber. S. 632, BayRS 
2230-1-1-K), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2016 
(GVBI. S. 371), folgende Satzung:

§ 1

Die Satzung über die Zulassung zu den Fachoberschulen für 
Sozialwesen der Landeshauptstadt München vom 20.12.2015 
(MüABI. S. 2) wird wie folgt geändert:

1.  Die Satzungsbezeichnung wird wie folgt neu formuliert:

„Satzung der Landeshauptstadt München über die Zu- 
lassung zur Städtischen Rainer-Werner-Fassbinder Fach-
oberschule für Sozialwesen und zur Städtischen Fachober-
schule für Sozialwesen und Gesundheit München Nord”

2.  § 1 wird wie folgt geändert:

a)  In Absatz 1 werden vor den Worten „München Nord”  
die Worte „und Gesundheit” eingefügt

b) § 1 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4)  Die Rainer-Werner-Fassbinder-Fachoberschule führt 
die Ausbildungsrichtung Sozialwesen. Die Städtische 
Fachoberschule für Sozialwesen und Gesundheit  
München Nord führt die Ausbildungsrichtungen  
Sozialwesen und Gesundheit.”

3.  § 2 wird wie folgt geändert:
 
a)  In Absatz 1 werden die Worte „Städtischen Fach- 

oberschulen für Sozialwesen” ersetzt durch das  
Wort „Schulen”

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2)  An der Städtischen Rainer-Werner-Fassbinder-Fach-
oberschule für Sozialwesen werden pro Schuljahr eine 
Vorklasse und 12 Klassen der 11. Jahrgangsstufe  
(Eingangsklassen) gebildet. An der Städtischen Fach-
oberschule für Sozialwesen und Gesundheit München 
Nord werden pro Schuljahr eine Vorklasse und 10 Klas-
sen der 11. Jahrgangsstufe (Eingangsklassen) gebildet. 
Die Anzahl der in der jeweiligen Ausbildungsrichtung zu 
bildenden Klassen richtet sich nach der entsprechen-
den Anzahl der Anmeldungen. Bei Bedarf können im 
Rahmen der räumlichen und tatsächlichen Kapazitäten 
weitere Eingangsklassen gebildet werden.”

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3)  In die Vorklasse werden höchstens 25 Schülerinnen 
und Schüler, in die 11. Jahrgangsstufe werden höchs-
tens 30 Schülerinnen und Schüler pro Klasse aufge-
nommen.”
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d)  In Absatz 4 am Ende wird nach dem Wort „wiederholen” 
folgender Halbsatz eingefügt:„, sowie um die Zahl der- 
jenigen. Schülerinnen und Schüler, welche die Vorklasse 
erfolgreich absolviert haben”.

4.  Es wird folgender neuer § 2a eingefügt: 

„§ 2a Auswahlverfahren für die Vorklasse

(1)  Zur Durchführung des Auswahlverfahrens werden  
folgende Gruppen gebildet: 
 
–  Schülerinnen und Schüler der Mittlere-Reife-Klassen  

(M-Zug) der Haupt-/Mittelschule sowie aus der Wahl-
pflichtfächergruppe H (H-Zweig) der Wirtschaftsschule  
mit Eignungsnachweis über den Notendurchschnitt 
oder Eignungsbestätigung durch ein pädagogisches 
Gutachten (Gruppe 1), 
 
–  Schülerinnen und Schüler aus anderen Schularten so-
wie aus der Wahlpflichtfächergruppe M (M-Zweig) der 
Wirtschaftsschule mit Eignungsnachweis über den 
Notendurchschnitt oder Eignungsbestätigung durch 
ein pädagogisches Gutachten; in begründeten Einzel-
fällen können weitere Bewerberinnen und Bewerber 
mit Eignungsnachweis über den Notendurchschnitt 
aufgenommen werden (Gruppe 2).

(2)  Von den zu vergebenden Plätzen werden 13 Plätze an  
Bewerberinnen und Bewerber der Gruppe 1 vergeben 
und 12 Plätze an Bewerberinnen und Bewerber der  
Gruppe 2 vergeben.

(3)  Melden sich weniger Bewerberinnen und Bewerber in  
einer Gruppe an, als dieser Gruppe prozentual Plätze 
zur Verfügung stehen, so fallen die freien Plätze der  
anderen Gruppe zu.

(4)  Innerhalb der verschiedenen Gruppen werden die Plätze 
nach Notendurchschnitt aus den Fächern Deutsch,  
Englisch und Mathematik im Zeugnis über den mittleren 
Schulabschluss vergeben. Bei gleichem Notendurch-
schnitt ist der Gesamtnotendurchschnitt des Zeugnisses 
über den mittleren Schulabschluss maßgeblich. Bei glei-
chem Gesamtnotendurchschnitt im Zeugnis des mittle-
ren Schulabschlusses entscheidet das Los.”

5.  § 4 Abs. 3 wird aufgehoben.

§ 2       

Die Satzung tritt zum 01.08.2017 in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 26.07.2017 beschlossen. 

München, 7. August 2017 I.V.
  Josef Schmid  
  2. Bürgermeister

 

Satzung zur Änderung der Satzung der Landeshauptstadt 
München über die Zulassung zur Städtischen Fachober-
schule für Gestaltung
vom 7. August 2017 

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund der Art. 23 
und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22.08.1998 (GVBI. S. 796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13.12.2016 (GVBI. S. 335), in Verbindung 

mit Art. 27 des Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- 
und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 31.05.2000 (GVBI. S. 414, ber. S. 632, BayRS 
2230-1-1-K), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2016 
(GVBI. S. 371), folgende Satzung:

§ 1

Die Satzung der Landeshauptstadt München über die Zulas-
sung zur Städtischen Fachoberschule für Gestaltung vom 
03.03.2003 (MüABI. S. 65), zuletzt geändert am 17.07.2013 
(MüABI. S. 286), wird wie folgt geändert:

1.  § 2 erhält folgende neue Fassung:

„§ 2 Zulassungsbeschränkung für die Ausbildungsrichtung 
Gestaltung 

(1)  An der Schule werden je Schuljahr eine Vorklasse und 
sechs Klassen (Eingangsklassen) in der Jahrgangsstufe  
11 gebildet. Bei Bedarf können im Rahmen der räumli-
chen und personellen Kapazitäten bis zu zwei weitere 
Eingangsklassen gebildet werden.

(2)  In die Vorklasse werden höchstens 25 Schülerinnen  
und Schüler, in die Eingangsklassen jeweils höchstens  
30 Schülerinnen und Schüler aufgenommen.

(3)  Die Zahl der in die Eingangsklassen insgesamt aufzu-
nehmenden Schülerinnen und Schüler verringert sich 
um die Anzahl derjenigen Schülerinnen und Schüler, 
welche die 11. Jahrgangsstufe wiederholen, sowie um 
die Zahl derjenigen Schülerinnen und Schüler, welche 
die Vorklasse erfolgreich absolviert haben.”

2.    Es wird folgender neuer § 2a eingefügt: 

„§ 2a Auswahlverfähren für die Vorklasse

(1)  Zur Durchführung des Auswahlverfahrens werden  
folgende Gruppen gebildet: 
 
-  Schülerinnen und Schüler der Mittlere-Reife-Klassen  

(M-Zug) der Haupt-/Mittelschule sowie aus der Wahl-
pflichtfächergruppe H (H-Zweig) der Wirtschaftsschule 
mit Eignungsnachweis über den Notendurchschnitt 
oder Eignungsbestätigung durch ein pädagogisches 
Gutachten (Gruppe 1),

      
     -  Schülerinnen und Schüler aus anderen Schularten  

sowie aus der Wahlpflichtfächergruppe M (M-Zweig) 
der Wirtschaftsschule mit Eignungsnachweis über den 
Noten-durchschnitt oder Eignungsbestätigung durch 
ein pädagogisches Gutachten; in begründeten Einzel-
fällen können weitere Bewerberinnen und Bewerber 
mit Eignungsnachweis über den Notendurchschnitt 
aufgenommen werden (Gruppe 2).

(2)  Von den zu vergebenden Plätzen werden 13 Plätze an  
Bewerberinnen und Bewerber der Gruppe 1 und 12 
Plätze an Bewerberinnen und Bewerber der Gruppe 2 
vergeben.

(3)  Melden sich weniger Bewerberinnen und Bewerber in  
einer Gruppe an, als dieser Gruppe prozentual Plätze 
zur Verfügung stehen, so fallen die freien Plätze der an-
deren Gruppe zu.

(4)  Innerhalb der verschiedenen Gruppen werden die Plätze 
nach Notendurchschnitt aus den Fächern Deutsch,  
Englisch und Mathematik im Zeugnis über den mittleren 
Schulabschluss vergeben. Bei gleichem Notendurch-
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schnitt ist der Gesamtnotendurchschnitt des Zeugnisses 
über den mittleren Schulabschluss maßgeblich. Bei  
gleichem Gesamtnotendurchschnitt im Zeugnis des 
mittleren Schulabschlusses entscheidet das Los.”

§2       

Die Satzung tritt zum 01.08.2017 in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 26.07.2017 beschlossen. 

München, 7. August 2017 I.V.
  Josef Schmid  
  2. Bürgermeister 

 

Satzung zur Änderung der Satzung der Landeshauptstadt 
München über die Zulassung zur Städtischen Berufs-
oberschule Ausbildungsrichtung Wirtschaft 
vom 7. August 2017 

Die Landeshauptstadt München erlässt aufgrund der Art. 23 
und 24 Abs. 1 Nr. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern (GO) in der Fassung der Bekanntmachung vom
22.08.1998 (GVBI. S.796, BayRS 2020-1-1-I), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 13.12.2016 (GVBI. S. 335), in Verbindung 
mit Art. 27 Abs. 2 des Bayerischen Gesetzes über das 
Erziehungs - und Unterrichtswesen (BayEUG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 31.05.2000 (GVBI. S. 414, ber.  
S. 632, BayRS 2230-1-1-K), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 13.12.2016 (GVBI. S. 371), folgende Satzung:

§ 1 

Die Satzung der Landeshauptstadt München über die Zulas-
sung zur Städtischen Berufsoberschule Ausbildungsrichtung 
Wirtschaft vom 13.03.2003 (MüABI. S. 73), zuletzt geändert 
am 30.04.2007 (MüABI. S. 128), wird wie folgt geändert:

1.     Die Satzungsbezeichnung wird wie folgt neu gefasst: 
 
„Satzung der Landeshauptstadt München über die Zulas-
sung zur Städtischen Berufsoberschule Ausbildungsrich-
tung. „Wirtschaft und Verwaltung” und „Internationale 
Wirtschaft”.”

2.  § 1 wird wie folgt geändert:

a)  in Absatz 1 wird die Ziffer „17” durch die Ziffer „16”  
ersetzt.

b) Es wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4)  Die Schule führt die Ausbildungsrichtungen „Wirtschaft 
und Verwaltung” und „Internationale Wirtschaft”.”

3.  § 2 wird wie folgt geändert:

a)  In Absatz 1 wird folgender Satz 2 eingefügt: 
 
”Die Anzahl der in der jeweiligen Ausbildungsrichtung zu  
bildenden Klassen richtet sich grundsätzlich nach der  
Anzahl der entsprechenden Anmeldungen, wobei  
maximal 5 Eingangsklassen in der Ausbildungsrichtung  
„Internationale Wirtschaft” gebildet werden können.”

b)  In Absatz 2 werden die Worte „Städtischen Berufsober-
schule für Wirtschaft” ersetzt durch das Wort „Schule”.

§ 2       

Die Satzung tritt zum 01.08.2017 in Kraft.

Der Stadtrat hat die Satzung am 26.07.2017 beschlossen. 

München, 7. August 2017 I.V.
  Josef Schmid  
  2. Bürgermeister  

Bekanntmachungen

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: 
Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 des  
Baugesetzbuches (BauGB)
vom 30. August 2017 mit 2. Oktober 2017

Stadtbezirk 22 Aubing-Lochhausen-Langwied

Änderung des Flächennutzungsplanes
mit integrierter Landschaftsplanung
für den Bereich IV/34
Trimburgstraße (südlich), Am Gleisdreieck (westlich), 
Voglerstraße (nördlich), Leisaustraße (östlich) –
ehemaliges Dornier-Gelände
– allgemeines Wohngebiet, Industriegebiet, Gewerbegebiet, 
allgemeine Grünfläche, Kleingärten –

Der Entwurf des Flächennutzungsplanes mit Begründung  
liegt beim Referat für Stadtplanung und Bauordnung,  
Blumenstraße 28b (Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071  
(Auslegungsraum - barrierefreier Eingang an der Ostseite des 
Gebäudes, auf Blumenstraße 28a -), vom 30. August 2017 
mit 2. Oktober 2017, Montag mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr, 
öffentlich aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben  
werden.
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bauleitplan unberücksichtigt 
bleiben. Es wird darauf hingewiesen, dass eine Vereinigung  
im Sinne des § 4 Abs. 3 Satz 1 Nummer 2 des Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetzes in einem Rechtsbehelfsverfahren 
nach § 7 Abs. 2 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes gemäß  
§ 7 Abs. 3 Satz 1 des Umwelt-Rechtsbehelfsgesetzes mit  
allen Einwendungen ausgeschlossen ist, die sie im Rahmen 
der Auslegungsfrist nicht oder nicht rechtzeitig geltend  
gemacht hat, aber hätte geltend machen können.

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen mit aus. 
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Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen  
verfügbar: 

Informationen zu den Schutzgütern: 
Mensch (insbesondere Verkehrsuntersuchungen, Schallim-
missionsprognose), Tiere und Pflanzen (insbesondere Unter-
suchungen zu Vegetation/Flora und Fauna, Naturschutzfach-
liche Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung, 
ergänztes Pflege- und Entwicklungskonzept für die Aus-
gleichsflächen des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans  
Nr. 1907), Boden (Altlasten, Kampfmittel) (insbesondere  
Kurzbericht zur Erkundung möglicher nutzungsspezifischer 
Verunreinigungen, Orientierende Beurteilung der Schadstoff-
situation im Boden sowie Bericht dazu, Stellungnahme zu 
Kleinbohrungen, Bericht zur Detailuntersuchung der  
Schadstoffsituation am Randwall, Luftbildrecherche  
München Voglerstraße-Trimburgstraße).

Der Entwurf des Flächennutzungsplanes mit Begründung  
und die wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen  
sind auch im Internet unter der Adresse  
www.muenchen.de/auslegung zu finden.  

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnah-
me wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, 
den Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8  
(neben dem Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen),  
zu benutzen.

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: 
Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 des  
Baugesetzbuches (BauGB)
vom 30. August 2017 mit 2. Oktober 2017

Stadtbezirk 22 Aubing-Lochhausen-Langwied

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2086
Trimburgstraße (südlich),
Am Gleisdreieck (westlich),
Voglerstraße (nördlich),
Leisaustraße (östlich)
(Teiländerung des Bebauungsplanes Nr. 1094)
– Sondergebiet Parken, allgemeine Wohngebiete  
WA 1 bis WA 3, Straßenverkehrsflächen,  
Kindertageseinrichtung, öffentliche Grünflächen –

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung liegt beim 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 28b 
(Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungsraum - bar-
rierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, auf Blu-
menstraße 28a -), vom 30. August 2017 mit 2. Oktober 2017, 
Montag mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr, öffentlich aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben  
werden. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den  Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben. 

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen nicht 
vor.

Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen 
verfügbar: 

Informationen zum Schutzgut Mensch, insbesondere:
- Verkehrsuntersuchung,
- Schallimmissionsprognose.

Informationen zum Schutzgut Tiere und Pflanzen,  
insbesondere
- Untersuchungen zu Vegetation/Flora und Fauna,
-  Naturschutzfachliche Angaben zur speziellen arten- 

schutzrechtlichen Prüfung,
-  Ergänztes Pflege- und Entwicklungskonzept für die  

Ausgleichsflächen des
  Vorhabenbezogenen Bebauungsplans Nr. 1907.

Informationen zu den Schutzgütern Boden (Altlasten, 
Kampfmittel), insbesondere:
-  Kurzbericht zur Erkundung möglicher nutzungsspezifischer 

Verunreinigungen,
-  Orientierende Beurteilung der Schadstoffsituation im Boden 

sowie Bericht dazu,
- Stellungnahme zu Kleinbohrungen,
-  Bericht zur Detailuntersuchung der Schadstoffsituation am 

Randwall,
- Luftbildrecherche München Voglerstraße-Trimburgstraße.

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung ist auch 
im Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung 
zu finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnah-
me wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, 
den Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben 
dem Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen),  
zu benutzen.
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Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier: Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 des  
Baugesetzbuches (BauGB)
vom 30. August 2017 mit 2. Oktober 2017

Stadtbezirk 16 Ramersdorf-Perlach

Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2090
Friedrich-Creuzer-Straße / Alexisweg (westlich), 
Karl-Marx-Ring (östlich), Niederalmstraße (südlich), 
Stemplingeranger (nördlich)
(Teiländerung des Bebauungsplanes Nr. 57g)
- reines Wohngebiet, allgemeine Wohngebiete (WA 1 - WA 8), 
Sondergebiet, Straßenverkehrsflächen, öffentliche Grünflä-
chen, Gemeinbedarfsfläche Kindertageseinrichtung -

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung liegt beim 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 28b 
(Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungsraum –  
barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes, auf  
Blumenstraße 28a –), vom 30. August 2017 mit 2. Oktober 
2017, Montag mit Freitag von 6.30 bis 18 Uhr, öffentlich aus.

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben  
werden. 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei 
der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberück-
sichtigt bleiben. 

Wesentliche umweltbezogene Stellungnahmen liegen mit aus.

Es sind folgende Arten umweltbezogener Informationen ver-
fügbar: 

Informationen zum Schutzgut Mensch, insbesondere
- schalltechnische Untersuchung,
- Besonnungs- und Verschattungsstudie,
- Verkehrsgutachten.

Informationen zum Schutzgut Tiere und Pflanzen,  
insbesondere
- Baumbestandsplan,
- Strukturtypenkartierung,
- naturschutzfachliches Gutachten (Artenschutz).

Informationen zum Schutzgut Boden, insbesondere
- historische Recherche,
- orientierende Altlastenuntersuchung,
- Bericht zur orientierenden Baugrundvorerkennung,
-  historisch-genetische Rekonstruktion der Kampfmittel- 

belastung mit Untersuchungskonzept 
  zur Kampfmittelerkundung.

Informationen zum Schutzgut Wasser, insbesondere
-  vorläufige Berechnungen der Anstauhöhen des  

Grundwassers an den geplanten Gebäuden,
- Projektnotiz zum Grundwassermonitoring,
- Detailuntersuchung Boden- und Grundwasser.

Informationen zum Schutzgut Luft, insbesondere
-  Ausbreitungsberechnung zur Ermittlung der  

Luftschadstoffimmissionen.

Informationen zum Schutzgut Klima, insbesondere
- Klimagutachten,
- gutachterliche Stellungnahme zum Windkomfort.

Informationen zum Schutzgut Landschaft, insbesondere
- Stadtbildverträglichkeitsuntersuchung.

Information zum Schutzgut sonstiger Sachgüter,  
insbesondere
- Entwässerungskonzept.

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung und die 
wesentlichen umweltbezogenen Stellungnahmen sind auch  
im Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung 
zu finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnah-
me wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, den 
Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem 
Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benutzen.

München, 8. August 2017 Referat für Stadtplanung
  und Bauordnung
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Bekanntmachung

Bauleitplanverfahren – Beteiligung der Öffentlichkeit –
hier:  
Öffentliche Auslegung im vereinfachten Verfahren gemäß  
§ 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des Baugesetzbuches (BauGB) 
i.V.m. § 3 Abs. 2 BauGB  
vom 30. August 2017 mit 02. Oktober 2017

Stadtbezirk 22 Aubing-Lochhausen-Langwied

Änderung des Bebauungsplans Nr. 1094
Vogler-, Trimburg-, Brunhamstraße,
Bahnlinie München - Herrsching
und Paosostr (östlich)
(Teiländerung des Bebauungsplans Nr. 1094)
- Industriegebiet -

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung liegt beim 
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Blumenstraße 28 b 
(Hochhaus), Erdgeschoss, Raum 071 (Auslegungsraum 
– barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes,  
auf Blumenstraße 28 a –), vom 30. August 2017 mit  
02. Oktober 2017, Montag mit Freitag von 6.30 Uhr bis  
18.00 Uhr, öffentlich aus. 

Stellungnahmen können während dieser Frist abgegeben  
werden. Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen  
können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
unberücksichtigt bleiben.

Von einer Umweltprüfung (UP) wird im Rahmen des vorliegen-
den Bebauungsplanverfahrens abgesehen.

Der Entwurf des Bebauungsplanes mit Begründung ist auch 
im Internet unter der Adresse www.muenchen.de/auslegung 
zu finden.

Hinweis zur Abgabe von Stellungnahmen:
Zum Nachweis des fristgemäßen Eingangs einer Stellungnah-
me wird für die letzten Tage der Auslegung empfohlen, den 
Sonderbriefkasten am Rathaus, Marienplatz 8 (neben dem 
Auskunftsschalter am Eingang Fischbrunnen), zu benutzen.

München, 8. August 2017 Referat für Stadtplanung
  und Bauordnung 
 

 
 

Öffentliche Bekanntmachung einer Allgemeinverfügung 
gemäß Art. 41 Abs. 3, Abs. 4 BayVwVfG

Anwesen: Kreillerstr. 75
Gemarkung: Berg am Laim, Flurnr.: 341/10,  
Stadtbezirk: 14
Nutzungsuntersagung gemäß Art. 76 Satz 2  
Bayerische Bauordnung
gegenüber den Nutzerinnen und Nutzern des Keller- 
geschosses des Vordergebäudes sowie des Erd- und  
Kellergeschosses des Rückgebäudes

Mit Bescheid der Lokalbaukommission der Landeshauptstadt 
München vom 07.08.2017, Az. 3.13-2014-26494-32 wurde  
folgende Allgemeinverfügung erlassen:

Allgemeinverfügung:

1. Die Nutzung des Kellergeschosses im Vordergebäude 
des Anwesens Kreillerstr. 75 zu Aufenthaltszwecken  
(Wohnen und/ oder Schlafen) ist unverzüglich, spätestens 
am folgenden Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt München, zu unterlassen.

2. Die Nutzung des Kellergeschosses im Rückgebäude  
des Anwesens Kreillerstr. 75 zu Aufenthaltszwecken  
(Wohnen und/ oder Schlafen) ist unverzüglich, spätestens 
am folgenden Tag der Bekanntmachung im Amtsblatt der 
Landeshauptstadt München, zu unterlassen.

3. Die Nutzung der Garage im Erdgeschoss des Rückge-
bäudes sowie die Nutzung des seitlichen Nebenanbaus 
des Rückgebäudes des Anwesens Kreillerstr. 75 zu Aufent-
haltszwecken (Wohnen und/ oder Schlafen) ist unverzüg-
lich, spätestens am folgenden Tag der Bekanntmachung im 
Amtsblatt der Landeshauptstadt München, zu unterlassen.

4. Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird  
angeordnet.

5. Für den Fall der nicht fristgerechten Erfüllung der  
Verpflichtung unter Ziffer 1, 2 und 3 dieser Verfügung  
wird der unmittelbare Zwang angedroht.

6. Für diesen Bescheid werden keine Kosten erhoben.

Die betroffenen Beteiligten können den Verwaltungsakt und 
seine Begründung bei der Landeshauptstadt München,  
Referat für Stadtplanung und Bauordnung, Hauptabteilung IV 
– Lokalbaukommission, Blumenstraße 19, Zimmer 340 einse-
hen. Besucherzeiten sind Montag – Freitag von 10.00 Uhr – 
12.00 Uhr. Außerhalb dieser Zeit sind auch Termine nach  
Vereinbarung unter der E-Mailadresse plan.ha4-lbk-team32@
muenchen.de oder Tel. 089-233-24597 möglich.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach 
seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungs-
gericht in München, Postfachanschrift: Postfach 20 05 43, 
80005 München, Hausanschrift: Bayerstr. 30, 80335 Mün-
chen, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten 
der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Kla-
ge muss den Kläger, die Beklagte (Landeshauptstadt Mün-
chen) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen 
und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begrün-
dung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege-
ben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Ab-
schrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen 
sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt wer-
den.
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Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung:

-  Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausfüh-
rung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 
(GVBl Nr. 13/2007 vom 29.06.2007) wurde das Wider-
spruchsverfahren im Bereich des Baurechts abgeschafft.  
Es besteht keine Möglichkeit, gegen diesen Bescheid  
Widerspruch einzulegen.

-  Die Klageerhebung durch einfache E-Mail ist unzulässig. 
Seit 01.05.2016 kann die Klage beim Bayerischen Verwal-
tungsgericht München elektronisch eingereicht werden.  
Die technischen und formalen Voraussetzungen zum elekt-
ronischen Rechtsverkehr sind im Internet zu finden unter 
www.vgh.bayern.de.

-  Eine Klage gegen diesen Bescheid hat keine aufschiebende 
Wirkung (§ 80 Abs. 2 Ziffer 4 VwGO). Es besteht jedoch die 
Möglichkeit, beim Bayerischen Verwaltungsgericht München 
(Anschrift s.o.) Antrag auf Wiederherstellung der aufschie-
benden Wirkung zu stellen (§ 80 Abs. 5 Satz 1 VwGO).  
Ebenso ist ein entsprechender Antrag bei der Landeshaupt-
stadt München (Anschrift s.o.) möglich (§ 80 Abs. 4 VwGO). 
Ein Antrag auf Wiederherstellung der aufschiebenden  
Wirkung hemmt nicht den Lauf der Rechtsmittelfrist. D.h.  
nur eine Klageerhebung verhindert, dass der Bescheid be-
standskräftig wird.

-  Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum  
Verwaltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein  
Gebührenvorschuss zu entrichten. 

München, 7. August 2017 Landeshauptstadt München
  Referat für Stadtplanung   
  und Bauordnung
  HA IV – Lokalbaukommission

Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung;
Nutzung von oberflächennahem Grundwasser zum 
Betreiben der Brunnenanlage der Contabo GmbH, 
Aschauer Straße 32a, 81549 München;
Standort: Aschauer Straße 32a, Flurnummer 16231/6,  
Gemarkung München Sektion 8

Die amtliche Bekanntmachung finden Sie auch im Internet un-
ter http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/Referat-
fuer-Gesundheut-und-Umwelt/Bekanntmachungen

Am Standort in der Aschauer Straße 32a beabsichtigt die Con-
tabo GmbH den Betrieb einer Brunnenanlage zu Kühlzwecken. 
Beantragt wurde eine jährliche Grundwasserentnahme-/  
Versickerungsmenge von 743.040 m³. 

Für die geplante Maßnahme ist eine wasserrechtliche Erlaubnis 
gemäß Art. 15 Bayer. Wassergesetz (BayWG) erforderlich. Ent-
sprechend §§ 5 und 7 des Gesetzes zur Umweltverträglich-
keitsprüfung (UVPG) i.V.m. Anlage 1 Nr. 13.3.2 (jährliche Grund-
wasserentnahme zwischen 100.000 m³ und 10 Millionen m³) 
war im Rahmen einer allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 
festzustellen, ob die Verpflichtung zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung besteht. Die nachfolgenden Prüfkri-
terien ergeben sich aus der Anlage zum Gesetz über die Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVPG).

Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass das genannte 
Vorhaben keiner Umweltverträglichkeitsprüfung bedarf, da er-
hebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt und die zu 
schützenden Güter nicht zu besorgen sind.

Eine ökologische Empfindlichkeit des Standortes ist nicht  
gegeben. Der Standort liegt nicht in einem der in Nr. 2.3.8 der 
Anlage 3 zum UVPG genannten Gebiete. Von den in § 2 Abs. 1 
UVPG aufgeführten Schutzgütern ist vor allem das Schutzgut 
(Grund)wasser für die Bewertung der Umweltverträglichkeit  
relevant.

Da das entnommene Grundwasser in vollem Umfang wieder 
dem Grundwasserleiter zugeführt wird, findet keine negative 
Auswirkung auf die Wasserbilanz statt.
Da das entnommene Grundwasser in vollem Umfang wieder 
dem Grundwasserleiter zugeführt wird, findet keine negative 
Auswirkung auf die Wasserbilanz statt. Im Gegenteil durch die 
zeitweise Abkühlung des Grundwassers bei der Rückführung 
wird ein positiver Effekt erzielt, weil der lokale Grundwasserlei-
ter allgemein erwärmt ist.

Das Vorhaben hat allenfalls Auswirkungen auf den Wasser-
haushalt durch die Aufwärmung des Grundwassers. Es ist  
jedoch aufgrund der enormen Mächtigkeit des lokalen Grund-
wasserleiters dennoch nicht von einer negativen Auswirkung 
durch das Vorhaben auszugehen. 

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG 
öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass 
die Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist.

Das Protokoll über die Vorprüfung des Einzelfalls kann beim 
Referat für Gesundheit und Umwelt, Bayerstr. 28 a, 80335 
München, Sachgebiet Wasserrecht, Zimmer 4069, nach vor-
heriger telefonischer Anmeldung (Tel. Nr. 089/233-47587)  
eingesehen werden. Weitere Auskünfte können ebenfalls unter 
dieser Telefonnummer eingeholt werden.

München, 8. August 2017 Landeshauptstadt München
  Referat für Gesundheit und  
  Umwelt
  RGU-US 13

 

Vollzug der Wassergesetze und des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung;
Nutzung von oberflächennahem Grundwasser zum  
Betreiben der Brunnenanlage der BayWa Hochhaus 
GmbH & Co.KG, Nördliche Münchner Str. 14 a, 82013 
Grünwald; Standort: Arabellastr.4, Flurnummer FlNr. 
205/17, Gemarkung Bogenhausen

Die amtliche Bekanntmachung finden Sie auch im Internet  
unter http://www.muenchen.de/rathaus/Stadtverwaltung/ 
Referat-fuer-Gesundheut-und-Umwelt/Bekanntmachungen

Für den Standort Arabellastr. 4 wurden der BayWa Hochhaus 
GmbH & Co.KG mit Bescheid vom 01.03.2017, Az. 642-
21/2875, der Betrieb einer Brunnenanlage zu Wärme- und 
Kühlzwecken mit einer jährlichen Grundwasserentnahme-/ 
Versickerungsmenge von 570.000 m³ (davon Kühlen:  
210.000 m³ und Heizen: 360.000 m³) genehmigt. Nun stellte 
sich heraus, dass sich die beiden Förder brunnen gegenseitig 
beeinflussen und die jährliche Gesamtfördermenge von 
570.000 m³ auf 1.560.000 m³ steigt. Zwar bleibt die geneh-
migte maximale Fördermenge des Grundwassers bei den  
beiden Förder brunnen weiterhin bei 40 l/s bzw. 80 l/s, aber 
die Betriebsstunden müssen deutlich erhöht werden, womit 
auch die benötigte jährliche Gesamtfördermenge ansteigt.  
Am 20.04.2017 wurde hierzu ein entsprechender Tekturantrag 
gestellt. Beantragt wurde eine jährliche Grundwasserentnah-
me-/ Versickerungs menge von 1.560.000 m³. 
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Davon werden 80 l/s bzw. 7.000 m³/Tag bzw. 810.000 m³/a  
für Kühlzwecke benötigt und 40 l/s bzw. 7.000 m³/Tag bzw. 
750.000 m³/a für Heizzwecke.

Für die geplante Maßnahme ist eine wasserrechtliche Erlaub-
nis gemäß Art. 15 Bayer. Wassergesetz (BayWG) erforderlich. 
Entsprechend §§ 5, 7 des Gesetzes zur Umwelt verträglich- 
keitsprüfung (UVPG) i.V.m. Anlage 1 Nr. 13.3.2 (jährliche 
Grundwasserentnahme zwischen 100.000 m³ und 10 Millionen 
m³) war im Rahmen einer allgemeinen Vorprüfung des Einzel-
falls festzustellen, ob die Verpflichtung zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeits prüfung besteht.

Die allgemeine Vorprüfung hat ergeben, dass das genannte 
Vorhaben keiner Umweltver träglichkeitsprüfung bedarf, da  
erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt und die 
zu schützenden Güter nicht zu besorgen sind. 
Insbesondere ist eine ökologische Empfindlichkeit des Stand-
orts nicht gegeben. Die Brunnen anlage liegt nicht in einem in 
Nr. 2.3.8 der Anlage 3 zum UVPG genannten Gebiet, also in 
keinem Wasserschutz- oder Überschwemmungs gebiet. 
Ferner ist festzustellen, dass alles für die thermische Nutzung 
geförderte Grundwasser nach Abschluss der Nutzung dem 
Grundwasserleiter wieder vollständig zugeführt wird. Das Vor-
haben hat allenfalls durch die thermische Nutzung Auswirkun-
gen auf den Wasserhaushalt durch die Erwärmung des 
Grundwassers. Der überwiegende Teil des zurückgeführten 
durch die Kühlung erwärmten Wassers kann durch das zu-
rückgeführte abkühlende Wasser für Heizzwecke ausgegli-
chen werden. Es liegt somit eine annähernd ausgeglichene 
Wärmebilanz vor. Der verbleibende Teil der nicht ausgegliche-
nen Wärmebilanz in Höhe von 60.000 m³ hat wegen der enor-
men Mächtigkeit des lokalen Grundwasserleiters ebenfalls 
keine negativen Auswirkungen auf den Wasserhaushalt bzw. 
auf das Wasser.

Diese Feststellungen werden hiermit gemäß §5 Absatz 2 Satz 
1 UVPG öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewie-
sen, dass diese Feststellungen nicht selbständig anfechtbar 
ist.

Das Protokoll über die Vorprüfung des Einzelfalls kann beim 
Referat für Gesundheit und Umwelt, Bayerstr. 28 a, 80335 
München, Sachgebiet US 13, Zimmer 4029 nach vorheriger 
telefonischer Anmeldung (Tel. Nr. 089/233-47522) eingesehen 
werden. Weitere Auskünfte können ebenfalls unter dieser Te-
lefonnummer eingeholt werden.
       

München, 3. August 2017 Landeshauptstadt München
  Referat für Gesundheit und  
  Umwelt
  RGU-US 13

Straßenbenennung im 22. Stadtbezirk  
Aubing-Lochhausen-Langwied
Beschluss vom: 06.07.2017
Albert-Camus-Straße
EDV-Schreibweise: ALBERT-CAMUS-STR.
Straßenschlüsselnummer: 06715

Namenserläuterung:
Albert Camus, geb. am 07.11.1913 in Mondovi/Algerien, gest. 
am 04.01.1960 bei La Chapelle Champigny/Frankreich, 
Schriftsteller und Philosoph. Albert Camus verbrachte seine 
Kindheit als Halbwaise in Algier. Obwohl die Familie in sehr 
einfachen Verhältnissen lebte, besuchte der begabte Junge 
das Gymnasium und studierte anschließend Philosophie.  
Sein politisches Engagement begann 1935, als die „Volks-
front“ gebildet wurde, ein antifaschistisches Bündnis der  
französischen Linken. Camus setzte sich hauptsächlich für 
die soziale und politische Gleichberechtigung aller Algerier 
ein. Um 1937 nahm seine literarische Karriere ihren Anfang, 
er schrieb häufig politisch motivierte Romane und Stücke, 
philosophische Essays und betätigte sich als Journalist.  
Neben Jean Paul Sartre gilt er als einer der Hauptvertreter 
des Existentialismus. 1957 erhielt er für sein erzählerisches, 
dramaturgisches, philosophisches und publizistisches  
Gesamtwerk den Nobelpreis für Literatur. Er starb 1960 bei 
einem Autounfall in Frankreich.

Verlauf:
Von der Aubinger Allee (U-1714) gegenüber der U-1706 (noch 
nicht benannt) nach Westen bis zur Wiesentfelser Straße.

©Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b,  
Zimmer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten  
bis einschließlich 14.09.2017 eingesehen werden. 

München, 2. August 2017   Kommunalreferat
  GeodatenService
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Straßenbenennung im 22. Stadtbezirk  
Aubing-Lochhausen-Langwied
Beschluss vom: 06.07.2017
Amalie-Nacken-Straße
EDV-Schreibweise: AMALIE-NACKEN-STR.
Straßenschlüsselnummer: 06712

Namenserläuterung:
Amalie Nacken, geb. 14.04.1855 in Gillrath, gest. 06.09.1940  
in München, Philantropin.
Amalie Nacken engagierte sich für Fraueninteressen und  
ehrenamtlich in der öffentlichen Jugendfürsorge, speziell für 
den Verein Kinderschutz e.V. Sie war dort jahrelang Vorsitzen-
de und gründete in den Jahren 1924/25 mit ihrem Privatver-
mögen zwei Kinderheime in Dachau und Pasing.

Verlauf:
Von der Helmut-Schmidt-Allee (U-1705) gegenüber der  
Aubinger Allee (U-1714) nach Süden zum Mahatma-Gandhi-
Platz (U-1700).

©Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b,  
Zimmer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten  
bis einschließlich 14.09.2017 eingesehen werden. 

München, 2. August 2017   Kommunalreferat
  GeodatenService

Straßenbenennung im 22. Stadtbezirk  
Aubing-Lochhausen-Langwied
Beschluss vom: 06.07.2017
Auguste-Halbmeier-Straße
EDV-Schreibweise: AUGUSTE-HALBMEIER-S.
Straßenschlüsselnummer: 06709

Namenserläuterung:
Auguste Halbmeier, geb. 04.08.1867 in Kloster Benden, gest. 
03.07.1955 in München, Politikerin. Sie war mit dem 1915 in 
Frankreich gefallenen Heinrich Halbmeier verheiratet und  
hatte drei Kinder. 1919 bis 1929 gehörte sie für die SPD dem 
Münchner Stadtrat an und war damit eine der ersten Stadt- 
rätinnen. Sie engagierte sich als Wohlfahrtspflegerin in  
München-Schwabing besonders für Jugendliche und Arbei-
terfamilien und war eine Weggefährtin von Luise Kiesselbach. 
Sie emigrierte 1938 in die USA und kehrte 1955 nach  
München zurück. 

Verlauf:
Von der Helmut-Schmidt-Allee (U-1705) nach Süden bis zur 
Rosa-Kempf-Straße (U-1704).

©Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b,  
Zimmer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten  
bis einschließlich 14.09.2017 eingesehen werden. 

München, 2. August 2017   Kommunalreferat
  GeodatenService 
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Straßenbenennung im 22. Stadtbezirk 
Aubing-Lochhausen-Langwied
Beschluss vom: 06.07.2017
Ellis-Kaut-Straße
EDV-Schreibweise: ELLIS-KAUT-STR.
Straßenschlüsselnummer: 06716

Namenserläuterung:
Ellis Kaut, geb. 17.11.1920 in Stuttgart, gest. 24.09.2015 in 
Fürstenfeldbruck. Kaut lebte ab ihrem zweiten Lebensjahr in 
München, studierte Schauspiel und Bildhauerei und war ab 
1948 als freie Schriftstellerin tätig. Sie heiratete 1939 den 
Schriftsteller Kurt Preis und hatte eine Tochter. In den 1950er 
und -60er Jahren war sie für den Bayerischen Rundfunk tätig. 
1962 erfand sie die Figur „Pumuckl“, dessen Geschichten  
ursprünglich als Hörspiel und später als Bücher und Filme  
bekannt wurden.

Verlauf:
Von der Aubinger Allee (U-1714) gegenüber der U-1707 (noch 
nicht benannt) nach Westen bis zur Wiesentfelser Straße.

©Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b,  
Zimmer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten  
bis einschließlich 14.09.2017 eingesehen werden. 

München, 2. August 2017   Kommunalreferat
  GeodatenService

Straßenbenennung im 22. Stadtbezirk  
Aubing-Lochhausen-Langwied
Beschluss vom: 06.07.2017
Emilie-Mauerer-Straße
EDV-Schreibweise: EMILIE-MAUERER-STR.
Straßenschlüsselnummer: 06710

Namenserläuterung:
Emilie Mauerer, geb. 09.09.1863 in Geroldsgrün, gest. 
17.12.1924 in München, Politikerin.
Emilie Mauerer kam als Kindermädchen aus dem Fichtel- 
gebirge nach München. Sie war Mitbegründerin des Arbeite-
rinnenbildungsvereins und des Hausangestellten-Verbandes 
in München, außerdem Vorsitzende des sozialdemokrati-
schen Frauenvereins und Mitglied im provisorischen National-
rat. 1919 war sie eine der ersten weiblichen Abgeordneten im 
Bayerischen Landtag. 

Verlauf:
Von der Helmut-Schmidt-Allee (U-1705) gegenüber des  
Golo-Mann-Weges (U-1708) nach Süden zum Mahatma- 
Gandhi-Platz (U-1700).

©Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b,  
Zimmer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten  
bis einschließlich 14.09.2017 eingesehen werden. 

München, 2. August 2017   Kommunalreferat
  GeodatenService 
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Straßenbenennung im 22. Stadtbezirk  
Aubing-Lochhausen-Langwied
Beschluss vom: 06.07.2017
Golo-Mann-Weg
EDV-Schreibweise: GOLO-MANN-WEG
Straßenschlüsselnummer: 06717

Namenserläuterung:
Golo (Gottfried) Mann, geb. am 27.03.1909 in München,  
gest. am 07.04.1994 in Leverkusen, Historiker und Publizist. 
Golo Mann war der Sohn von Thomas und Katja Mann.  
Nach dem Besuch des Gymnasiums studierte er Philosophie 
und Geschichte in München, Berlin und Heidelberg. 1933 
emigrierte Golo Mann zuerst in die Schweiz, später über 
Frankreich und Spanien in die USA. In den Nachkriegsjahren 
hatte er Professuren in Claremont/ Kalifornien und später, 
nach seiner Rückkehr nach Europa 1958, in Stuttgart inne. 
Nachdem er 1965 seine Lehrtätigkeit niedergelegt hatte, um 
als freischaffender Historiker und Publizist zu arbeiten, wurde 
er zu einem einflussreichen Kommentator des Zeitgesche-
hens. Er verkehrte in deutschen Politikerkreisen und schrieb 
Bücher, Essays und veröffentlichte in vielen wichtigenZeitun-
gen.

Verlauf:
Von der Helmut-Schmidt-Allee (U-1705) gegenüber der  
Emilie-Mauerer-Straße (U-1699) nach Norden bis zur  
Ellis-Kaut-Straße (U-1707).

©Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b,  
Zimmer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten  
bis einschließlich 14.09.2017 eingesehen werden. 

München, 2. August 2017   Kommunalreferat
  GeodatenService

Straßenbenennung im 22. Stadtbezirk  
Aubing-Lochhausen-Langwied
Beschluss vom: 06.07.2017
Gustl-Bayrhammer-Straße
EDV-Schreibweise: GUSTL-BAYRHAMMER-ST.
Straßenschlüsselnummer: 06719

Namenserläuterung:
Gustl Bayrhammer, bürgerlicher Name Adolf Gustav 
Rupprecht Maximilian Bayrhammer, geb. 12.02.1922 in  
München, gest. 24.04.1993 in Krailling. Bayrhammer besuchte 
in München eine Handelsschule, verfolgte jedoch schon  
früh sein Ziel, Schauspieler zu werden. Während des Krieges 
nahm er Schauspielunterricht und stand 1945 im Hoftheater 
Sigmaringen erstmals auf der Bühne. Nach zahlreichen  
Theaterengagements hatte er 1966 seinen Durchbruch als  
Fernsehschauspieler, darauf wiederum folgten Engagements 
in den Münchner Kammerspielen und im Volkstheater.  
Bayrhammer blieb trotz seines Fernseherfolges unter  
anderem als Tatortkommissar und als „Meister Eder“ in 
der Kinderserie „Pumuckl“ bis zuletzt dem Theater treu.

Verlauf:
Von der U-1709 (noch nicht benannt) nach Süden und dann 
nach Westen bis zum Hans-Clarin-Weg (U-1708).

©Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b,  
Zimmer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten  
bis einschließlich 14.09.2017 eingesehen werden. 

München, 2. August 2017   Kommunalreferat
  GeodatenService



Amtsblatt der Landeshauptstadt München – Nr. 23/2017

322

Straßenbenennung im 22. Stadtbezirk  
Aubing-Lochhausen-Langwied
Beschluss vom: 06.07.2017
Hans-Clarin-Weg
EDV-Schreibweise: HANS-CLARIN-WEG
Straßenschlüsselnummer: 06718

Namenserläuterung:
Hans Clarin, bürgerlicher Name Hans Joachim Schmid, geb. 
14.09.1929 in Wilhelmshaven, gest. 28.08.2005 in Aschau.  
Er wuchs in Frankfurt am Main auf, besuchte dort das Gym-
nasium und studierte später in München Schauspiel. Ab 1951 
spielte er erfolgreich am Münchner Staatstheater und wirkte 
in zahlreichen Film-, Fernseh- und Hörfunkproduktionen mit. 
Darüber hinaus war er sowohl Synchron- als auch Hörspiel-
sprecher und lieh unter anderem der Figur „Pumuckl“ seine 
Stimme.

Verlauf:
Von der Ellis-Kaut-Straße (U-1707) nach Norden bis zur 
U-1709 (noch nicht benannt).

©Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b, ' 
Zimmer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten  
bis einschließlich 14.09.2017 eingesehen werden. 

München, 2. August 2017   Kommunalreferat
  GeodatenService

Straßenbenennung im 22. Stadtbezirk  
Aubing-Lochhausen-Langwied
Beschluss vom: 06.07.2017
Helmut-Schmidt-Allee
EDV-Schreibweise: HELMUT-SCHMIDT-ALLEE
Straßenschlüsselnummer: 06714

Namenserläuterung:
Helmut Schmidt, geb. 23.12.1918 in Hamburg, gest. 10.11.2015 
in Hamburg, deutscher Politiker. Helmut Schmidt besuchte in 
Hamburg das Gymnasium und machte dort 1937 das Abitur. 
Er nahm am Zweiten Weltkrieg teil und geriet 1945 in Kriegs-
gefangenschaft. Nach der Entlassung folgte bis 1949 das  
Studium der Volkswissenschaft und Staatswissenschaft,  
seine politische Laufbahn begann bereits 1945 mit dem  
Eintritt in die SPD und seinem Engagement im Sozialistischen 
Deutschen Studentenbund. Von 1953 bis 1987 gehörte 
Schmidt mit Unterbrechung (1962-1965) dem deutschen  
Bundestag an. Von 1961-1965 war er Senator in Hamburg  
und erlangte während der Sturmflut an der Nordsee 1962  
hohes Ansehen als Krisenmanager. Er war von 1969-1972  
Verteidigungsminister, von 1972-1974 Finanzminister und von 
1974-1982 fünfter Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland. Im Jahre 1942 heiratete er Hannelore Glaser, 
das Paar hatte zwei Kinder. Der 1944 geborene Sohn starb  
jedoch noch vor seinem ersten Geburtstag. 1947 wurde die 
Tochter Susanne geboren. Helmut Schmidt und „Loki“ 
Schmitt waren bis zu deren Tod 2010 verheiratet. Der Privat-
mann Helmut Schmidt interessierte sich sehr für darstellende 
Kunst, Musik und Philosophie.

Verlauf:
Von der Wiesentfelser Straße nach Westen bis zur Straße 
U-1703 (noch nicht benannt).

©Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b, Zim-
mer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten bis ein-
schließlich 14.09.2017 eingesehen werden. 

München, 2. August 2017   Kommunalreferat
  GeodatenService
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Straßenbenennung im 22. Stadtbezirk  
Aubing-Lochhausen-Langwied
Beschluss vom: 06.07.2017
Mahatma-Gandhi-Platz
EDV-Schreibweise: MAHATMA-GANDHI-PL.
Straßenschlüsselnummer: 06711

Namenserläuterung:
Mohandas Karamchand Gandhi (bekannt unter dem Ehrenna-
men Mahatma, der im Sanskrit „große Seele“ bedeutet), geb. 
02.10.1869 in Porbandar, gest. 30.01.1948 in Neu Delhi, indi-
scher Rechtsanwalt, Publizist, Asket, Pazifist, Widerstands-
kämpfer, Menschen- und Bürgerrechtler. Gandhis Familie  
gehörte zur Kaste der Kaufleute, welche in Indien die gesell-
schaftliche und politische Oberschicht darstellt. Gegen den 
Willen der Familie studierte er ab 1888 in London Jura. Er  
beschäftigte sich in dieser Zeit viel mit den politischen und 
gesellschaftlichen Strömungen in England und widmete sich 
religiöser Literatur. 1891 kehrte er nach Indien zurück und ar-
beitete dort als Anwalt, 1893 ging er aus beruflichen Gründen 
nach Südafrika. Dort erfuhr er die Auswirkungen der Rassen-
diskriminierung (Apartheid) und setzte sich in den folgenden 
Jahren wirkungsvoll für die Gleichberechtigung der indischen 
Minderheit in Südafrika ein. Ab 1914 lebte er wieder in Indien, 
1915 trat er dem Indian National Congress (INC) bei und ein 
Jahr später hielt er seine erste öffentliche Rede in Indien.  
Er setzte sich bis zu seinem Lebensende zuerst für die Unab-
hängigkeit Indiens von Großbritannien, die 1947 verkündet 
wurde, für Menschenrechte und die Gleichberechtigung der 
Religionen ein. Ein Meilenstein war der Salzmarsch Anfang 
März 1930, eine Kampagne des zivilen Ungehorsams, die sich 
gegen die Salzsteuer und die Verordnung, dass indische Bür-
ger weder Salz herstellen noch verkaufen dürfen, wendete. 
Gandhi trat stets für Gewaltlosigkeit ein, gewaltloser Wider-
stand kennzeichnete alle seine Aktionen. Er lebte asketisch 
und nach selbst auferlegten, strengen ethischen und morali-
schen Prinzipien. Ab 1921 kleidete er sich aus Solidarität für 
die Ärmsten der Armen nur noch in ein Lendentuch. Im Jahr 
1948 fiel Gandhi 78-jährig dem Attentat eines fanatischen,  
nationalistischen Hindu zum Opfer. 

Verlauf:
Platz an der Bodenseestraße gegenüber der Hans-Stützle-
Straße.

©Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b,  
Zimmer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten  
bis einschließlich 14.09.2017 eingesehen werden. 

München, 2. August 2017   Kommunalreferat
  GeodatenService

Straßenbenennung im 22. Stadtbezirk 
Aubing-Lochhausen-Langwied
Beschluss vom: 06.07.2017
Margarete-Vollmar-Straße
EDV-Schreibweise: MARGARETE-VOLLMAR-S.
Straßenschlüsselnummer: 06720

Namenserläuterung:
Margarete Vollmar, geb. 27.06.1907 in Plüderhausen, gest. 
06.08.1993 in München. Margarete Volmar, geb. Auer, erlernte 
den Beruf der medizinisch technischen Assistentin und heira-
tete in Geilingen den Arzt Fritz Vollmar. Später zog sie nach 
München und widmete sich ab den 1950er Jahren behinder-
ten Kindern in der Organisation „Pfennigparade“. Sie war dort 
Geschäftsführerin und hat sich über ihre Pensionierung hin-
aus unermüdlich für die Verbesserung der Lebensumstände 
behinderter Menschen eingesetzt.

Verlauf:
Von der Amalie-Nacken-Straße (U-1701) nach Westen bis zur 
U-1702 (noch nicht benannt).

©Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b, 
Zimmer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten  
bis einschließlich 14.09.2017 eingesehen werden. 

München, 2. August 2017   Kommunalreferat
  GeodatenService
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Straßenbenennung im 22. Stadtbezirk  
Aubing-Lochhausen-Langwied
Beschluss vom: 06.07.2017
Rosa-Kempf-Straße
EDV-Schreibweise: ROSA-KEMPF-STR.
Straßenschlüsselnummer: 06713

Namenserläuterung:
Rosa Kempf, geb. 08.02.1874 in Birnbach, gest. 03.02.1948  
in Darmstadt, Lehrerin, Sozialpolitikerin, Pionierin der Wohl-
fahrtspflege. Rosa Kempf studierte Rechtswissenschaften 
und Staatswissenschaften und promovierte 1911 in München 
mit einer Dissertation über „Das Leben der jungen Fabrik-
mädchen“. Sie war als wissenschaftliche Assistentin im 
Frankfurter Institut für Gemeinwohl tätig und leitete ab 1914 
das „Frauenseminar für Berufsarbeit“, später war sie Studien-
direktorin der „Sozialakademie für Frauen“. Rosa Kempf  
engagierte sich in verschiedenen Frauenverbänden, hielt  
Reden und Vorträge. Sie war sozial und politisch engagiert 
(Bildung, Wohlfahrtspflege, Frauengleichberechtigung und 
-stimmrecht). Von der Regierung Kurt Eisners wurde sie in 
den provisorischen Nationalrat berufen und sprach am 
18.12.1918 als erste Frau im Plenum des Bayerischen Land-
tags. Als entschiedene Gegnerin des Nationalsozialismus 
musste sich Rosa Kempf nach 1933 aus allen öffentlichen 
und beruf-lichen Funktionen zurückziehen.

Verlauf:
Von der Wiesentfelser Straße nach Westen bis zur 
Emilie-Mauerer-Straße (U-1699).

©Kommunalreferat-GeodatenService

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b, 
Zimmer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten 
bis einschließlich 14.09.2017 eingesehen werden. 

München, 2. August 2017   Kommunalreferat
  GeodatenService 
 

Einziehung eines Straßennamens im 13. Stadtbezirk  
Bogenhausen

Aufgrund von Überplanung wird folgender Straßenname  
ersatzlos eingezogen:

Sentastr. (Straßenschlüsselnummer 06584)

Diese Verfügung, einschließlich der Begründung und Rechts-
behelfsbelehrung kann bei der Landeshauptstadt München, 
Kommunalreferat-GeodatenService, Blumenstraße 28 b,  
Zimmer 517 (5. Stock) während der üblichen Dienstzeiten  
bis einschließlich 14.09.2017 eingesehen werden. 

München, 8. August 2017   Kommunalreferat
  GeodatenService

 
 
Luftverkehrsgesetz (LuftVG) und Bayerisches  
Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG)

Bekanntmachung über die Durchführung eines  
luftverkehrsrechtlichen Genehmigungsverfahrens  
gemäß § 6 LuftVG zur Anlage und zum Betrieb eines  
Hubschraubersonderlandeplatzes auf dem Dach  
des Klinikums München-Schwabing

Die Städtische Klinikum München GmbH hat bei der Regie-
rung von Oberbayern – Luftamt Südbayern – einen Antrag auf 
Erteilung einer Genehmigung nach § 6 LuftVG zur Anlage und 
zum Betrieb eines Hubschraubersonderlandeplatzes für das 
Klinikum München-Schwabing gestellt. Dieser soll auf der 
Dachfläche eines neu zu errichtenden Klinikgebäudes entste-
hen und damit im Zuge von geplanten Umstrukturierungs- 
und Neubaumaßnahmen am Klinikum den bisherigen Lande-
platz – ebenfalls ein Dachlandeplatz – ersetzen.

Der Hubschraubersonderlandeplatz soll der Durchführung 
von Hubschrauberflügen im Rahmen des Rettungsdienstes, 
Katastrophenschutzes und Krankentransportes und damit in 
Zusammenhang stehenden Flügen wie dem Transport von 
Spezialisten, medizinischem Gerät, Arzneimitteln, Blutkonser-
ven und Transplantaten dienen.
 
Dem Antrag liegt ein entsprechendes Eignungsgutachten bei.

Der Antrag mit Gutachten und Plänen kann in der Zeit von 
Montag, dem 28. August 2017, bis einschließlich  
Mittwoch, dem 27. September 2017 von Montag bis  
Donnerstag von 9.00 Uhr bis 18.00 Uhr, Freitag von  
9.00 Uhr bis 14.00 Uhr, bei folgender Stelle eingesehen  
werden:

Landeshauptstadt München Referat für Stadtplanung 
und Bauordnung,
Blumenstraße 28b, 80331 München, 
Auslegungsraum 071 Erdgeschoss
(barrierefreier Eingang an der Ostseite des Gebäudes,  
Blumenstraße 28a)

Einwendungen gegen den Antrag können bis Mittwoch, den 
11. Oktober 2017, bei der Landeshauptstadt München Referat 
für Stadtplanung und Bauordnung – HA I Stadtentwicklungs-
planung, Blumenstr. 31, 80331 München, Zi. 226 oder Zi. 228 
und bei der Regierung von Oberbayern – Luftamt Südbayern 
-, Maximilianstraße 39, 80538 München, schriftlich oder zur 
Niederschrift erhoben werden. 
Die Regierung von Oberbayern – Luftamt Südbayern – behält 
sich vor, alle eingehenden Einwendungsschreiben (einschließ-
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lich der darin enthaltenen persönlichen Angaben) dem Antrag-
steller zur Stellungnahme zuzuleiten. Soweit damit kein 
Einverständnis besteht, erfolgt die Zuleitung anonymisiert;  
ein etwaiger Anonymisierungswunsch ist vom Einwendungs-
führer ausdrücklich zu erklären.

Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen  
kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, 
wenn mehr als 50 Zustellungen vorzunehmen sind.

Hinweis:
Der Antrag mit Gutachten und Plänen kann auch für den o.g. 
Zeitraum der Auslegung auf den Internetseiten der Regierung 
von Oberbayern (Pfad: Laufende Planfeststellungsverfahren  
u. sonst. Verfahren mit Öffentlichkeitsbeteiligung – …für Flug-
plätze – aktuelle Genehmigungs- und Planfeststellungsverfah-
ren) abgerufen werden.

München, 11. August 2017 Referat für Stadtplanung
       und Bauordnung

Aufgebot verlorengegangener Sparkassenbücher

Die nachstehend aufgeführten Sparkassenbücher der Stadt-
sparkasse München wurden als verlorengegangen gemeldet 
und deshalb das Aufgebotsverfahren beantragt:

ausgestellt von  
der Stadtsparkasse 
München

Sparkassenbuch
Nr.

auf den Namen  
des Einlegers

DSGF 10556355 Andrea van  
Overloop

BCSM 91308155 Mathilde Beck NL
BC4 88062971 Giovanni Dinatale
BC 8 3000588834 Hans und Brigitte 

Scherer
FL 16 38300687 Gerhard Große
FL19 3001687858 Eduard Nußbaumer 

NL
FL 21 92048834 Fritz Ertle -Nachlass 

und Gertrud Ertle
BC 28 32053951 Johann Stadler
FL 42 3001969256 Walter Hipp
FL 45 45020302 Eva Roquette
FL 56 101063535 Patrycja Boruch
FL 71 3000774665 Hans-Günter 

Schmidt
FL 82 903074573 Sandra Kurzlechner 
BC 87 1134311 Sylwia Smolinska-

Strollo

Es wurde am 08.08.2017 verfügt, das Aufgebotsverfahren  
gemäß Art. 33 ff AGBGB durchzuführen. Die Inhaber der  
vorstehend aufgeführten Sparkassenbücher werden hiermit 
aufgefordert, ihre Rechte unter Vorlage der Urkunden ab 
08.08.2017 binnen drei Monaten, d.h. bis spätestens 
08.11.2017 bei der Stadtsparkasse München, Ungererstraße 
75, 80805 München, anzumelden. Urkunden, für welche 
Rechte innerhalb der gesetzten Frist nicht geltend gemacht 
werden, werden nach Ablauf dieser Frist für kraftlos erklärt.

Am 08.08.2017 Stadtsparkasse München
  Direktion Prozesse und IT 

Kraftloserklärung verlorengegangener  
Sparkassenbücher

Die nachstehend aufgeführten, am 08.05.2017 als verloren 
aufgebotenen Sparkassenbücher, wurden mit Verfügung vom 
08.08.2017  für kraftlos erklärt, nachdem auf das erlassene 
Aufgebot innerhalb der dreimonatigen Einspruchsfrist Rechte 
Dritter nicht geltend gemacht wurden:

ausgestellt von  
der Stadtsparkasse 
München

Sparkassenbuch
Nr.

auf den Namen  
des Einlegers

C 4 56090350 Johann Schmid NL
BC 4 56301963 Johann Schmid NL 
FL 7 907394662 Anna Elisabeth 

Skalla NL
FL 9 904506169 Anna Maria  

Engelhardt-Bach NL             
FL 12 3001869415 Erika Hellmayr
FL 13 3002296980 Barbara Keis NL
FL 16 15011869 Volkmar u. Beate 

Meiners
FL 29 3002430068 Helmut Müller
FL 33 88030325 Maria Gogeff
FL 34 3001739717 Shanoa Heitkämper
FL 49 3001132434 Erbengem. Lehle
FL 50 114064116 Aurelia Pudelko 
FL 61 3001281520 Maximilian Roelen 
FL 82 68005818 Matthias Winter
BC 87 87063160 Irmgard Nicklas
FB 111 58367343 Petros Bakirtzis

Am 08.08.2017 Stadtsparkasse München
  Direktion Prozesse und IT
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Nichtamtlicher Teil

Buchbesprechungen

International Labour Law under the Rome Conventions. 
Edited by Olaf Deinert. – München: Beck, 2017. XXXVI, 
504 S. ISBN 978-3-406-70807-7; € 170.-

Das englischsprachige Handbuch bietet eine umfassende 
wissenschaftliche Erörterung kollisionsrechtlicher Fragen  
des Arbeitsrechts, soweit sie europäisch vereinheitlicht sind 
(Rom I und beim Arbeitskampf Rom II). Auch die nicht oder 
nur partiell geregelten Gebiete des Arbeitsver weisungsrechts 
werden dargestellt. Zudem werden kollisionsrechtliche Einzel-
fragen des internationalen Arbeitsrechts lösungsorientiert  
behandelt, insbesondere werden die Aspekte Qualifikation; 
Formstatut; Anknüpfung von Rechts- und Geschäftsfähigkeit; 
Anknüpfung des Arbeitsvertrages; Sonderanknüpfung von 
Eingriffsnormen; Vertragsschluss; Vertragsinhalt; Vertragsbe-
endigung; Nachwirkungen des Arbeitsvertrages und Arbeits-
kampf erörtert. Es werden zahlreiche rechtsvergleichende 
Hinweise gegeben, die eine kollisionsrechtliche Einordnung 
der verschiedenen Institute der unterschiedlichen Rechtsord-
nungen ermöglicht.

International Arbitration of Intellectual Property  
Disputes. A Practitioner’s Guide. By Peter Chrocziel …  
– München; Oxford; Baden-Baden: Beck; Hart; Nomos, 
2017. XIII, 184 S. ISBN 978-3-406-69421-9; € 180.-

Das englischsprachige Handbuch führt zunächst in die Be-
sonderheiten der schiedsrichterlichen Streitbeilegung auf 
dem Gebiet des Geistigen Eigentums/ Patente ein. Anschlie-
ßend werden die relevanten rechtlichen Rahmenbedingungen 
und die Vertraulichkeit des Schiedsverfahrens erläutert. Be-
sonderes Gewicht legen die Autoren auf die Erwägungsgrün-
de bei der Abfassung der Schiedsvereinbarung, einschließlich 
der Besonderheiten des FRAND Schiedsverfahrens (Fair, Re-
asonable and Non-Discriminatory). Zudem informiert die Dar-
stellung, was bei der Durchführung des Schiedsverfahrens zu 
beachten ist und welche Rechtsbehelfe den Schieds parteien 
zur Verfügung stehen. Abschließend behandelt das Hand buch 
Fragen der Durchsetzung von Schieds sprüchen auf dem Ge-
biet des Geistigen Eigentums.

Arloth, Frank und Horst Krä: Strafvollzugsgesetze Bund 
und Länder. Kommentar. – 4. Aufl. – München: Beck, 2017. 
XXVI, 2326 S. ISBN 978-3-406-69476-9; € 139.-

Der Band aus der gelben Reihe der Beck-Kommentare erläu-
tert das Strafvollzugsgesetz. Das Werk vermittelt einen 
schnellen Überblick und orientiert sich an den Bedürfnissen 
der Praxis. 
Die Erläuterungen umfassen das Strafvollzugsgesetz des 
Bundes, das in weiten Teilen in die neuen Landesgesetze ein-
geflossen ist und insbesondere im Bereich des gerichtlichen 
Rechtsschutzes weiterhin gilt.
Die im Zuge der Föderalismus-Reform erforderliche Länder-
gesetzgebung wurde im Bereich Erwachsenenstrafvollzug  
im Herbst 2016 abgeschlossen. Alle Landesgesetze werden 

jeweils separat und in geschlossener Form kommentiert. 
Das Werk befindet sich auf dem Stand September 2016.  
Neueste Rechtsprechung und Literatur sind umfassend  
verarbeitet. 

Reimus, Volker, Matthias Semtner und Ruben Langer:  
Die neue Brandenburgische Bauordnung. – 4. Aufl. –  
Heidelberg: Rehm, 2017. XIX, 475 S.  
ISBN 978-3-8073-0472-4; € 49,99.

Zum 1. Juli 2016 ist die neue Brandenburgische Bauordnung 
mit umfangreichen Änderungen in Kraft getreten.
Als wichtige Basis für die Novelle diente die Musterbauord-
nung. Das betrifft beispielsweise die Anforderungen an die 
Standsicherheit, den Brandschutz, den Wärme-, Schall- und 
Erschütterungsschutz wie auch die Regelungen zu den am 
Bau Beteiligten, zum Gebäudeklassensystem, zum schwell-
wertabhängigen Sonderbautenkatalog und zum Bauproduk-
tenrecht. Abweichend zur MBO ist jedoch die Konzentrations-
wirkung der Baugenehmigung geblieben.
Der Handkommentar erläutert praxisnah die Normen der 
Brandenburgischen Bauordnung. Die Änderungen sind am 
Beginn der Erläuterungen zu den einzelnen Paragrafen  
hervorgehoben.

Decker, Andreas und Christian Konrad: Öffentlich- 
recht liche Assessorklausuren mit Erläuterungen. –   
7., neu bearb. Aufl. – München: Vahlen, 2017. XVI, 240 S.  
(Assessorexamen) ISBN 978-3-8006-5262-4; € 26,90.

Der Klausurenband bietet Lösungen für die erfolgreiche  
Bearbeitung öffentlich-rechtlicher Prüfungsaufgaben anhand 
fiktiver Klausurfälle auf Examensniveau.
Die einzelnen Aufgaben behandeln Themenkomplexe mit  
immer wiederkehrenden „Standardproblemen“, aber auch  
aktuell zur Diskussion stehende Fragen des Öffentlichen 
Rechts. Die Musterlösungen der Klausuren sind umfangrei-
cher gefasst, als dies in der Klausur unter Examensbedingun-
gen gefordert wäre und enthalten neben zahlreichen Exkursen 
auch Hinweise auf weiterführende Literatur.
Die Neuauflage ist dem aktuellen Stand der Rechtsprechung 
und Gesetzgebung angepasst.

Rechtshandbuch Flexible Arbeit. Flexible Beschäfti-
gungsverhältnisse, Personalanpassung, Vergütungs- 
systeme, Arbeitszeitmodelle, Aufgabenänderung. 
 – Von Matthias Pletke ... – München: Beck, 2017. XXV,  
431 S. ISBN 978-3-406-68130-1; € 85.-

In dem neuen Rechtshandbuch wird aus Praktikersicht über 
wichtige Flexibilisierungsinstrumente informiert. Diese gehen 
über die reine Arbeitszeitflexibilisierung weit hinaus. Möglich-
keiten der Flexibilisierung von Beschäftigung bieten auch 
Leiharbeit, Werkverträge, befristete Arbeitsverhältnisse,  
Auf hebungsverträge und betriebsbedingte Kündigungen. 
Auch Kurzarbeit und die Änderung von Arbeitsinhalten  
oder Arbeitsorten können die Flexibilität erhöhen.
Die Bewertung der Instrumente erfolgt anhand der aktuellen 
Rechtsprechung. Praxistipps und Checklisten ergänzen die 
Darstellung. Zahlreiche Muster und Formulierungshilfen  
runden die Neuerscheinung ab.
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Nöllke, Matthias: Die häufigsten Fallen für Vermieter.  
Mieterauswahl, Mietvertrag, Betriebskostenabrechnung. 
– 2. Aufl. – Freiburg i. Breisgau: Haufe, 2017. 213 S.  
ISBN 978-3-648-08452-6; € 19,95.

Der praxisorientierte Ratgeber informiert anschaulich über 
eine sinnvolle Vorgehensweise des Vermieters entsprechend 
dem Verlauf eines Mietverhältnisses. Anhand von 102 Fällen 
werden verschiedene Themenkreise behandelt: Auswahl der 
Mieter; Mietvertrag; Abrechnung von Nebenkosten; Mieterhö-
hung; Umgang mit dem Mieter; Kündigung und Auszug des 
Mieters. 
Der Band enthält Checklisten, Musterschreiben und zahlrei-
che Tipps.

Bankrechts-Handbuch. Hrsg. von Herbert Schimansky,  
Hermann-Josef Bunte und Hans-Jürgen Lwowski. – 
5. Aufl. – München: Beck, 2017. € 598.-
Bd. 1: XCIX, 3332 S. ISBN 978-3-406-68511-8.
Bd. 2: XCIX, 3268 S. ISBN 978-3-406-68512-5.

Die Neuauflage des Handbuchs berücksichtigt in zwei  
Bänden hochaktuell die lebhafte Rechtsentwicklung im  
Bank- und Kapitalmarktrecht. 
Das Arbeitsbuch für die Praxis stellt das weitgehend nicht  
kodifizierte Bankrecht systematisch dar. Die Bände behandeln 
die rechtlichen Grundlagen und führen in bankrechtliche  
Spezialgebiete ein. Die Autoren klären zahlreiche Rechtsfra-
gen und bieten rechtssichere Lösungen sowie Musterverträge 
an. Die Bände enthalten Materialien, Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen sowie nationale und internationale Abkommen.
Die Gliederung des Handbuches wurde beibehalten:

- Allgemeine Grundlagen
- Bargeldloser Zahlungsverkehr
- Einlagen- und Kreditgeschäft
- Kapitalmarkt, Wertpapier-, Geld- und Auslandsgeschäfte
- Öffentliches Bankrecht einschließlich Europarecht.

Die Neuauflage wurde umfassend überarbeitet. Neue Themen 
wurden in die bestehende Gliederung integriert. Eingearbeitet 
wurden u.a. die umfangreichen Änderungen zum Bankauf-
sichtsrecht, die Neuerungen durch die Verbraucherkreditricht-
linie, die EU-Verordnung zur Schaffung eines einheitlichen  
Euro-Zahlungsverkehrsraums (SEPA) sowie wichtige BGH-
Entscheidungen zu AGB-rechtlichen Fragestellungen.  
Aufgenommen wurde ein komplett neues Kapitel zu digitalen 
Zahlungsdiensten. 

Autonomes Fahren. Rechtsfolgen, Rechtsprobleme, 
technische Grundlagen. Hrsg. von Bernd H. Oppermann 
und Jutta Stender-Vorwachs. – München: Beck, 2017. XII, 
349 S. ISBN 978-3-406-70266-2; € 59.-

Die Entwicklung des autonomen Fahrens, das sogenannte  
teleoperierte Fahren und auch die schon jetzt eingesetzten 
Fahrerassistenzsysteme werfen eine Vielzahl neuer juristi-
scher Probleme auf. Die 14 Beiträge geben einen systema- 
tischen und problem orientierten Überblick über rechtliche 
Fragestellungen. Die Aspekte umfassen u.a. die strafrecht- 
liche Fahrlässigkeitshaftung, die zivilrechtliche Haftung, die 
Produkthaftung, aber auch privatversicherungsrechtliche,  
datenschutzrechtliche und arbeitsrechtliche Fragestellungen.

Walter, Tonio: Kleine Stilkunde für Juristen.  – 3. gründlich 
überarb. Aufl. – München: Beck, 2017. XIX, 296 S.  
ISBN 978-3-406-69867-5; € 22,90.

Juristische Texte genießen einen verheerenden Ruf. Die  
Vorwürfe reichen von Schachtelsätzen über Substanti- 
vierungen bis hin zur unverständlichen Fachterminologie. 
Die kleine Stilkunde für Juristen sensibilisiert Leser auf  
sympathische Weise für die weitverbreiteten Schwächen  
der Juristensprache. Das Buch motiviert eigene Texte les- 
barer und überzeugender zu gestalten. Stilregeln, Beispiele,  
kleine Übungen sowie kurze Exkurse in Sprachwissenschaft, 
Literatur und Geschichte geben dafür Anhaltspunkte.

VOB/C Kommentar – Gerüstarbeiten. Praktische Erläute-
rungen zu den ATV DIN 18299 und DIN 18451; mit 79 Abb. 
und 5 Tabellen. Begründet von Wolfgang Heiermann und 
Leo Keskari. – 6., aktualisierte Aufl.  – Köln: Müller, 2017. 
232 S. ISBN 978-3-481-03116-9; € 59.- 

Das Werk richtet sich an Auftraggeber und Auftragnehmer 
von Gerüstarbeiten. Es enthält praxisnahe Erläuterungen der 
Allgemeinen Technischen Vertragsbedingungen für Bauleis-
tungen (ATV) DIN 18299 und DIN 18451 nach der VOB 2016 
zur Planung, Ausschreibung, Durchführung und Abrechnung 
von Gerüstarbeiten.
Nach einer Einführung in die Grundlagen zur Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen kommentieren die Autoren 
abschnittsweise die ATV mit Erläuterungen in Wort und Bild. 
Zahlreiche Beispiele aus der Praxis verdeutlichen die Materie.
Die Neuauflage berücksichtigt die fachtechnische Überarbei-
tung der ATV DIN 18451 des Ergänzungsbandes 2015 zur 
VOB 2012 sowie die erneute redaktionelle Überarbeitung  
im Zuge der Veröffentlichung der VOB 2016. Schwerpunkte 
waren die Neugliederung des Abschnitts 5, zahlreiche Ände-
rungen und Präzisierungen in allen Abschnitten sowie die  
Ergänzung neuer Aufmaßregeln.

Kommentar zum Gesetz betreffend die Gesellschaften 
mit beschränkter Haftung (GmbH-Gesetz). Hrsg. von  
Andreas Heidinger, Stefan Leible und Jessica Schmidt. 
Früher hrsg. von Lutz Michalski. – 3. neu bearb. Aufl. – 
München: Beck. ISBN 978-3-406-69680-0; € 449.-
Bd. 1. Systematische Darstellungen. §§ 1 – 34 GmbHG. – 
2017. XXIX, 2002 S.
Bd. 2: §§ 35 – 88 GmbHG, EGGmbHG. – 2017. XXVII,  
2474 S.

Der zweibändige Kommentar zum GmbH-Gesetz ist Kom-
mentar und Handbuch zugleich. Das Werk wendet sich zu-
gleich an Praxis und Wissenschaft. Die beiden Bände sind 
2017 in Neuauflage erschienen. 
Den Erläuterungen zum GmbH-Gesetz und zum GmbHG- 
Einführungsgesetz (EGGmbHG) sind sechs systematische 
Darstellungen vorangestellt. Zunächst gibt es einen Überblick 
über das GmbH-Recht und anschließend informieren die  
Beiträge über internationales Gesellschaftsrecht, Besteue-
rung der GmbH, Konzernrecht, Finanzierung der GmbH und 
das Gesellschafterdarlehen. Der letzte Beitrag wurde neu  
aufgenommen. 
Die Neuauflage berücksichtigt u.a. das 2. Kostenrechtsmo-
dernisierungsgesetz, das Gleichberechtigte-Teilhabe-Gesetz, 
das Bilanzrichtlinie-UmsetzungsG (BilRUG), die Aktienrechts-
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Zudem werden die Grundzüge der Mediation im Verwaltungs-
recht erläutert.
Im Hauptteil werden die wichtigsten Tätigkeitsfelder der  
Anwaltschaft im Bereich des Besonderen Verwaltungsrechts 
anhand konkreter Beratungs situationen beschrieben, vom 
Abgabenrecht über Asylrecht, öffentliches Baurecht, Gewer-
berecht, Medienrecht und Prüfungsrecht bis zum Wasser-
recht. Ein Kapitel behandelt die Grundlagen des Europarechts 
und des europäischen Verfahrensrechts.
Im systematischen Zusammenhang werden Formulierungshil-
fen und Muster für die Anfertigung von Schriftsätzen, Check-
listen zur Abwicklung komplexer Problembereiche und Über-
sichten zu zahlreichen Einzelfragen angeboten. Hinweise auf 
entsprechende Gesetzestexte runden die Darstellung ab. Das 
Werk befindet sich auf dem Rechtsstand von Januar 2017.
Ein sehr differenziertes Inhaltsverzeichnis und ein Sachregis-
ter erschließen das Handbuch.

Strohal, Friedrich: Unterhaltsrechtlich relevantes  
Einkommen bei Selbständigen. – 5. Aufl. – München: 
Beck, 2017. XXII, 370 S. ISBN 978-3-406-70588-5; € 43.-

Das unterhaltsrechtlich relevante Einkommen bei Selbständi-
gen zu ermitteln, um einen Unterhaltsanspruch berechnen zu 
können, ist sehr komplex. Zur Einkommensfeststellung sind 
verschiedene betriebswirtschaftliche, bilanz- und steuerrecht-
liche Faktoren zu berücksichtigen.
Der Autor, ehemaliger Vorsitzender Richter eines Familiense-
nates am Oberlandesgericht, erläutert die Materie. Zahlreiche 
Berechnungs- und Fallbeispiele verdeutlichen die Sachverhal-
te. Ein Glossar, eine methodische Anleitung zur Ermittlung des 
Einkommens sowie Auszüge aus einschlägigen Entscheidun-
gen runden das Werk ab.
Durch ein detailliertes Inhaltsverzeichnis und ein Stichwortre-
gister wird der Inhalt gut erschlossen.

novelle 2016 und die Reform des Abschlussprüfungsrechts 
(APAReG, AReG). Dadurch wurde das GmbHG um die neuen 
§§ 86-88 erweitert. Die aktuelle Rechtsprechung ist ausge-
wertet.
Ein sehr differenziertes Sachregister erschließt das Werk.

Ertl, Nikolaus und Horst Marburger: Früher in Rente.  
Bürokratische Hürden auf dem Weg zur Erwerbsminde-
rungsrente sicher meistern. – 18., aktualisierte Aufl. –  
Regensburg: Walhalla, 2017. 174 S. (Wissen für die Praxis) 
ISBN 978-3-8029-4072-9; € 12,95.

Die beiden fachkundigen Autoren erklären in verständlicher 
Form die gesundheitlichen und versicherungsrechtlichen  
Voraussetzungen der Rente wegen verminderter Erwerbsfä-
higkeit. Die Verfasser zeigen, wie ein Rentenantrag richtig zu 
stellen ist, wie der Antragsteller sich auf den Gutachtertermin 
und die notwendigen medizinischen Untersuchungen vorbe-
reiten kann. Der Ratgeber informiert auch über die Möglich-
keiten, gegen Bescheide der Rentenversicherungsträger  
Einspruch zu erheben.
Praxistipps, Hilfen für das Zusammenstellen von Unterlagen 
und Adressen von Auskunfts- und Beratungsstellen der  
Rentenversicherungsträger unterstützen den Ratsuchenden.

Münchener Anwaltshandbuch Verwaltungsrecht. Hrsg. 
von Heribert Johlen und Michael Oerder. – 4. aktual. Aufl. 
– München: Beck, 2017. XXXVIII, 1345 S.  
ISBN 978-3-406-70118-4; € 199.-

Das Autorenteam des "Münchener Anwaltshandbuch Verwal-
tungsrecht" befasst sich mit Fragen der Annahme und Durch-
führung eines verwaltungsrechtlichen Mandats und den Prob-
lemen beim Führen eines Verwaltungsstreitverfahrens.  


